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Kapitel 1 
Sozialverwaltungsrecht  
im Rechtssystem 

 Zur Einordnung des Sozialverwalt ungsrechts in das Re chtssystem werden die 
verschiedenen Rechtsbereiche (Privatrecht, öffentliches Recht, Verfassungsrecht, 
allgemeines und besonderes Verwaltungsrecht, Sozialrecht) kurz erläutert und von-
einander abgegrenzt. Der Begriff „Rechtsnorm“ wird erklär t und die wesentli chen 
nationalen und internationalen Rechtsquellen sowie ihre Beziehung zueinander 
werden dargestellt. 

1.1  Bürgerliches und öffentliches Recht 

Es gibt eine historisch gewa chsene Zweiteilung der deutschen Rechtsord-
nung. Man unterscheidet bürgerliches Recht (auch: „Zivilrecht“ od er „Pri-
vatrecht“) und öffentliches Recht1. 

 Bürgerliches Recht umfasst die Rechtsnormen2, die die Rechtsver-
hältnisse zwischen Privatpersonen – „Bürgerinnen/Bürgern“ – d. h. 
sowohl natürlichen als auch juristischen P ersonen3, regeln. In bür-
gerlich-rechtlichen Rechtsnormen sind Rechte und Pflichten ge-
regelt, die für jedermann gleichermaßen gelten. 

Beispiele:  
Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) regelt die Rechte und Pflichten aus ge-
genseitigen Verträgen, z.  B. zwischen Käufer und Verkäufer, zwischen Mie-
ter und Vermieter, zwischen Handwerksunternehmer und Auftraggeber etc. 
Es regelt auch die Rechte und Pflichten, die sich aus Familienverhältnissen 

                                                                                 

1  Vgl. Falterbaum II.3, S. 45–48; Trenczek/Tammen/Behlert Kap. 1.1.4, S. 52. 
2  Zum Begriff „Rechtsnorm“ vgl. Kap. 1.4; vg l. auch Trenczek/Tammen/Behlert  

Kap. 1.1.3, S. 39. 
3  Zum Begriff s. u. Kap. 2.3; vgl. auch Creifelds, Rechtswörterbuch, Stichwort „juristi-

sche Person“; Haase/Keller Rn. 137–139. 
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ergeben, z. B. Unterhaltspflichten oder Erbb erechtigung. Das Arbeitsrecht 
gehört ebenfalls zum Bürgerlichen Recht und regelt die Rechte und Pflichten 
aus Dienst- und Arbeitsverhältnissen zwischen Arbeitgebern und Arbe it-
nehmern. 

 Öffentliches Recht regelt die Rechtsverhältnisse zwischen Bürge-
rinnen/Bürgern und Staat und die Rechtsver hältnisse zwischen 
einzelnen Staatsorganen untereinander, also verpflichten oder be-
rechtigen sie nicht jedermann, sondern den Staat.  

Beispiele:  
 Der Staat ist berechtigt Steuern und Sozialabgaben von seinen Bürgerinnen/ 

Bürgern zu ver langen und einzuziehen. Der Staat gewährt Leistungen, z. B. 
Sozialleistungen oder die Zuweisung eines Platzes in einer Kindertagesstätte 
oder an e iner Hochschule. Der Staat erteilt Erlaubnisse für  bestimmte Be -
tätigungen seiner Bürgerinnen/Bürger, z.  B. Führerschein, Gewerbeerlaub-
nis, Baugenehmigung.  

 Die Rechtsbeziehungen zwischen Staatsorganen untereinander regeln z. B. 
Art. 70 ff. Grundgesetz (GG), die festleg en, für welche Sac hgebiete entweder 
der Bund oder die Länder Gesetze erlassen dürfen. §§ 102 ff. SGB X regeln 
z. B. Ausgleichsansprüche zwischen verschiedenen Sozialleistungsträgern. 

Auch das Strafrecht, welches den staatlichen Strafanspruch gegenüber den  
Bürgerinnen/Bürgern regelt, ist Teil des öffentlichen Rechts.  

Im öffentlichen Recht wird zwischen Verfassungsrecht und Verwal-
tungsrecht unterschieden. 

 Das Verfassungsrecht (in der Bundesrepublik Deutschland gere-
gelt im „Grundgesetz“ – GG) umfasst die Rechtsnor men, die die  
Grundordnung eines Staates festlegen, z. B. die Wahl der Staats-
form, die Ein richtung und Aufgaben der einzelnen Staatsorgane 
(Parlamente, Verwaltung, Rechtsprechung etc.), die grundsätzlichen 
Regelungen über die Ausü bung der Staatsgewalt, die Grundsätze 
des wirtschaftlichen und ge sellschaftlichen Lebens, die  Rechtsstel-
lung der Bürgerinnen/Bürger4. In Abgrenzung dazu richtet sich das 
Verwaltungsrecht an die Träger der öffe ntlichen Verwaltung und 
umfasst diejenigen Rechtsnormen, die den Staat zur konkreten 
Umsetzung, Erfüllung und Verwirklichung der verfassungsrecht-
lichen Aufgaben berechtigen und verpflichten.  

                                                                                 

4  Vgl. Sodan/Ziekow § 3 Rn. 1–3. 
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Verwaltungsrecht gilt damit als „konkretisiertes Verfassungsrecht“5. 

Beispiel:  
Das Sozialgesetzbuch II (SGB II) wurd e Ende des Jahres 2004 als ein neues 
Gesetz vom Bundestag beschlossen und in die Rechtsordnung der Bundes-
republik Deutschland eingeführt. In den Art. 76 ff. GG ist festgelegt, wie ein 
Gesetzgebungsverfahren auszusehen hat, wer  angehört werden muss, mit 
welcher Mehrheit ein Gesetz beschlossen werden kann usw. In den Art. 1–
20, 28 GG sind grundlegende Staatsprinzipien (z. B. Grundrechte der Bürge-
rinnen/Bürger, Sozialstaatsprinzip) festgelegt, die ein neues Gesetz nicht 
verletzen darf. Dies alles ist Verfassungsrecht.  
Die konkreten Bestimmungen des SGB II, also die Vorschriften darüber, wer 
in welcher Situation, unter welchen Voraussetzungen, welche Art von Leis-
tungen von welcher Behörde beanspruchen kann, sind Verwaltungsrecht.  

Das Verwaltungsrecht teilt man ein in einen allgemeinen und einen beson-
deren Teil6.  

Das allgemeine Verwaltungsrecht hat die für alle Sachgebiete der öf-
fentlichen Verwaltung geltenden Regelungen zum Gegenstand. Dies sind 
z. B. allgemein gültige Regel ungen über d en Ablauf eines Verwaltun gsver-
fahrens, die Verfahrensprinzipien, allgemeine Rec hte und Pflicht en von 
Bürgerinnen/Bürgern und Behörden und die Regelun gen für das verwal-
tungsgerichtliche Verfahren. Geregelt ist dies in den  Verwaltungsverfah-
rensgesetzen (VwVfG) des Bundes und der Länder und der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO). 

Zum besonderen Verwaltungsrecht gehören die Regelungen für die ein-
zelnen, unterschiedlichen Sachgebiete der Verwaltung, z.  B. Ausbildungs-
förderungsrecht, Ausländerrecht, Baurecht, Beamtenrecht, Einkommen-
steuerrecht, Gewerberecht, Hochschulrecht, Immissionsschutzrecht, Poli-
zeirecht, Sozialrecht, Umweltrecht, Wohngeldrecht etc. Diese Reg elungen 
sind jeweils in einem, für ein bestimmtes Sachgebiet geltendem Gesetz 
festgelegt. Z. B. Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFöG), Aufenthalts-
gesetz (AufenthG), Baugese tzbuch (BauGB), Bundesbeamtengesetz (BBG),  
Einkommensteuergesetz (EStG), Ge werbeordnung (GewO), Hochschul-
rahmengesetz (HRG), Bundesim missionsschutzgesetz (BImschG), Sicher-
heits- und Or dnungsgesetz (SOG), Sozialgesetzbuch (SGB), Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG), Wohngeldgesetz (WoGG) etc.  

                                                                                 

5  Vgl. Schmidt, Verwaltungsrecht Rn. 61–65; Sodan/Ziekow §§ 61, 62; zur Abgren-
zung vgl. auch § 40 VwGO. 

6  Vgl. Ipsen, Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 56–58. 
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Beispiele:  
 Im AufenthG ist geregelt, unter welchen Voraussetzungen ein Ausländer eine 

Aufenthaltserlaubnis bekommen kann, im BAföG ist geregelt, unter welchen 
Voraussetzungen ein Studierender Ausbildungsförderung und falls ja, in 
welcher Höhe bekommen kann. Dies ist besonderes Verwaltungsrecht. 

 Im VwVfG und in der VwGO ist z. B. geregelt, wie und in welcher Form die 
Entscheidung der Beh örde dem Betroffenen bekannt zu g eben ist, welche 
Befugnisse die Behörde b ei der Ermittlung des Sachverhalts hat oder wie , 
unter welchen Voraussetzungen und i nnerhalb welcher Fristen der Betrof-
fene dagegen Widerspruch einlegen könnte. Dies ist allgemeines Verwal-
tungsrecht. 

1.2  Sozialrecht 

 Das Sozialrecht ist Gegens tand des besonderen Verwaltungsrechts 
und regelt die Umsetzung des verfassungsrechtlichen Sozialstaats-
prinzips7 als Aufgabe der öffentlichen Verwaltung (Sozialverwal-
tung). Das Sozialstaatsprinzip dient der Herbeiführung von sozialer 
Sicherheit und Gerec htigkeit8. Zur Verwi rklichung wurde ein ge-
setzlich festgelegtes, staatliches Leistungsangebot geschaffen, wel-
ches verschiedene Leistungen der Vorsorge (Sozialversicherung), 
der Hilfe und Förderung und der Entschädigung enthält9. 

Kernstück des Sozialrechts ist das  Sozialgesetzbuch (SGB) mit seinen zwölf 
verschiedenen Büchern (SGB I–XII). Je nach Zielrichtung der sozialen Auf-
gabe gibt es im SGB ein eigenes Gesetzbuch. Mit den historisch ältesten Bü-
chern des SGB über die  gesetzliche Sozialversicherung sollen w esentliche 
Lebensrisiken abgesichert werden: Arbeitslosigkeit (SGB III), Krankheit 
(SGB V), Unfall (SGB VII), Alter/Erwerbsunfähigkeit (SGB V I), Pflege-
bedürftigkeit (SGB XI). Hierbei besteht das Prinzip der Vorsorge dur ch die 
Zahlung von Versicherungsbeiträgen. Das heißt, wer als Arbeitnehmer in 
die gesetzliche Sozialversicherung einzahlt, entrichtet dadurch Beiträge zur 
Arbeitslosen-, Kranken-, Renten-, Un fall- und Pflegeversicherung.  Ver-
wirklicht sich eines der versicherten Lebensrisiken, d. h. wird der Betreffen-

                                                                                 

7  Vgl. Art. 20 Abs. 1, Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG; vgl. auch Frings Kap. 1.2; Trenczek/Tam-
men/Behlert I-2.1.3, S. 97. 

8 Vgl. § 1 SGB I. 
9  Vgl. Kap. 1.5 Übersicht 2; vgl. auch Frings Kap. 1.3; Muckel/Ogorek § 3 Rn. 1–5, § 4 

Rn. 1–4. 
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de z. B. krank, erreicht das Rentenalter oder verliert seine Arbeit, erhält er 
die nach den entsprechenden Gesetzbüchern vorgesehenen Leistungen. 

Das SGB gewährleistet Leistungen je doch auch unabhängig von vorher  
erbrachten Versicherungsbeiträgen. Dies geschieht in Form von steuer-
finanzierten Leistungen zur Hilfe und Förderung von Bedürftigen, z. B. 
die Sozialhilfe für Nicht-Erwerbsfähige (SGB XII), die „Arbeitslosengeld II“ 
genannte Grundsicherung für Erwerbsfäh ige (SGB II), die Förderung Be-
hinderter (SGB IX) und die  Leistungen des Kinder- und Jugendhilferechts 
(SGB VIII).  

Zusätzlich gibt es auch außerhalb des SGB eine Vielzahl von Gesetzen, 
die gemäß der Auflistung in § 68 SGB I ebenfalls dem Sozialrecht zuzuord-
nen sind. Zu nennen wären z.  B. das Re cht der sozialen Entschädigung10, 
das Ausbildungsförderungsrecht (BAföG), das Elterngeld (BEEG), das  
Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) oder das Wohngeld (WoGG) 
uvm.  

Wie im übrigen Verwaltungsrecht, so lässt sich auch im Sozialrecht zwi-
schen einem allgemeinen und einem besonderen Teil unterscheiden. Ne-
ben den oben dargestell ten Spezialgesetzen, die ein bestimmtes Sachg ebiet 
des Sozialrechts regeln (= besonderer Teil), gibt es Gesetze, die für die meis-
ten Bereiche des Sozialrechts gleich ermaßen gelten (= allgemeiner Teil). 
Diese sind das SGB I und das SGB X für die verwaltungsbehördlichen Ver-
fahren11 und das Sozialgerichtsgesetz (SGG) für die sozialgerichtlic hen 
Verfahren. Zusammengefasst werden diese Regelungen als „Sozialverwal-
tungsrecht“ bezeichnet. Vom Aufbau und von den Inhalten her ähn eln sich 
das Sozialverwaltungsrecht und das  allgemeine Verwaltungsrecht stark. So 
wurden z. B. das SGB X aus dem VwVfG und das SGG aus der VwGO ab-
geleitet, aber in einigen Bereichen für das Sozialrecht modifiziert12. 

In der Sozialen Arbeit hat man sowohl mit dem Sozialverwaltungsrecht 
als auch mit dem allgemeinen Verwaltungsrecht zu tun. So gelten z.  B. für 
das Ausländer-, Jugendhilfe- oder Wohngeldrecht das VwVfG un d die 
VwGO, für das Sozialhilfe- oder Schwerb ehindertenrecht das SGB I, SGB X 
und das SGG . Ob für einen Fall Sozialverwaltungsrec ht oder allgemeines 

                                                                                 

10  Im sozialen Entschädigungsrecht erbringt der S taat Leistungen zur Kompensation 
von Schäden oder Nachteilen, die ein einze lner erlitten hat, für die a ber die Al lge-
meinheit die Verantwortung übernimmt, z. B. Leistungen an Opfer von Gewalttaten 
nach dem O pferentschädigungsgesetz (OEG), Kompensation für rechtsstaatswidrig 
erlittene Haft nach dem Häftlingshilfegesetz (HHG), Leistungen für Kriegsfolgeschä-
den nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) etc.; vgl. auch Kap. 8.1. 

11  Vgl. Trenczek/Tammen/Behlert III-1, S. 340/341. 
12  In diesem Lehrbuch liegt der S chwerpunkt auf der D arstellung der §§ des SGB I,  

SGB X, SGG. A uf die P arallelvorschriften von VwVfG/VwGO wird jeweils in den 
Fußnoten hingewiesen. Entscheidende Unterschiede werden thematisiert. 
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Verwaltungsrecht gilt, ist g esetzlich genau festgelegt und z. B. entscheidend 
für die Frage, vor welchem Gericht ein Fall zu verhandeln wäre13 

Einen Überblick, für welche Sachgebiete das SGB I, SGB X und SGG gel-
ten und für w elche das VwVfG und die  VwGO, findet man in § 51 SGG, 
§ 40 VwGO14. 

1.3  Gerichtszweige 

Eine weitere Einteilung des Rechtssystems zur Einordnung des Sozialver-
waltungsrechts lässt sich anhand der Gliederung der verschiedenen Ge-
richtszweige vornehmen.  

 Die Gerichtsbarkeit ist aufgeglieder t in die Verfassungs-, Zivil-, 
Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit15.  

Als die historisch ältesten Gerichtszweige bezeichnet man die Gerichte für 
Zivil- und diejenigen für Strafsachen auch als „ordentliche Gerichte“16. Die 
anderen Gerichtszweige haben sich aus den ordentlichen Gerichten heraus-
gebildet und sind erst im Laufe der Rechtsentwicklung entstanden.  

Im Zivilrecht ist di e Arbeitsgerichtsbarkeit als Spezial-Materie ausg e-
gliedert worden und bildet einen eige nen Gerichtszweig. Das üb rige Zivil-
recht ist den allgemeinen Zivilgerichten zugewiesen. 

Gerichte des öffentlichen Rechts sind Verfassungs-, Verwaltungs- und 
Strafgerichte, mit jeweils einer eigenen Geri chtsbarkeit. Bestimmte Berei-
che des Verwaltungsrechts erfordern ein hohes Maß an Spezialisierung. Da-
her sind di ese Bereiche aus der allg emeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
ausgegliedert worden und haben eine eigene Gerichtsbarkeit erhalten. Dies 
betrifft das Steuerrecht (Finanzgerichte) und das Sozialrecht (Sozialgerich-
te). § 51 SGG legt fest, welche Sachge biete des Verwal tungsrechts der So-
zialgerichtsbarkeit zugewiesen sind17.  

                                                                                 

13  Vgl. Kap. 1.3; Kap. 1.5 Übersicht 1. 
14  Vgl. Kap. 12.3 Übersicht 1. 
15  Vgl. Creifelds, Rechtswörterbuch, Stichwort „Gerichtsbarkeit“. 
16  Vgl. §§ 12, 13 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG). 
17  Vgl. Kap. 12.3 Übersicht 1. 

Leseprobe aus: Sommer, Lehrbuch Sozialverwaltungsrecht,  
ISBN 978-3-7799-4257-3 © 2015 Beltz Verlag, Weinheim Basel  
http://www.beltz.de/de/nc/verlagsgruppe-beltz/gesamtprogramm.html?isbn=978-3-7799-3074-7



 22

1.4  Rechtsnormen 

Das Gemeinwesen, das Zusammenleben der Bürgerinnen/Bürger, di e Be-
fugnisse und Aufgaben des Staates, der Aufbau der Gesellschafts- und Wirt-
schaftsordnung etc. werden  bestimmt von Rechtsnormen: Rechtsnormen 
enthalten typischerweise Handlungsgebote oder -verbote, die sich an die 
Bürgerinnen/Bürger oder auch an die staatlichen Behörden richten18. Somit 
enthalten Rechtsnormen die Regeln darüber, wie z.  B. Konflikte zwischen 
den Bürgerinnen/Bürgern untereinander oder zwischen ihnen und dem 
Staat zu lösen sind oder welche gegenseitigen Rechte und Pflichten beste -
hen.  

 Rechtsnormen sind der Oberbegriff für alle denkbaren Arten von  
staatlichen Regelungen: Gesetze, Rechtsverordnungen, Satzungen, 
Verfassungsartikel, Bestimmungen des EU- und des Völkerrechts.  

Kennzeichnend für eine Rechtsnorm ist ihre allgemeine Verbindlichkeit: 
Jeder muss si ch an das Ge- oder Verbo t, welches mi t ihr ausgesprochen 
wird, halten19. Eine allgemeine Kenntnis der Rechtsnormen wird vorausge-
setzt. Häufig wird auch von „genereller Geltungskraft“ von Rechtsnormen 
gesprochen. 

Wegen ihrer Allgemeinverbindlichkeit ist eine Rec htsnorm allgemein, 
d. h. abstrakt, formuliert: Durch die V erwendung abstrakter Begriffe soll 
eine Vielzahl von einzelnen Lebenssachverhalten mit der Rechtsnorm ab-
gedeckt werden20. Es ist klar, dass es unmöglich wäre, für jede Lebenssitua-
tion, jeden Konflikt, jeden Fall, eine eigens darauf zugeschnittene Regelung 
bereit zu halten.  

 Rechtsnormen werden daher definiert als „generell-abstrakte Rege-
lungen mit Außenwirkung“ bzw. als „allgemeinverbindliche Rege-
lungen, die sich an eine unbestimmte Zahl von Personen zur Rege-
lung einer unbestimmten Zahl von Fällen wenden“21.  

                                                                                 

18  Vgl. Rüthers/Fischer/Birk Rn. 121. 
19  Vgl. Ipsen, Verwaltungsrecht, Rn. 87 ff. 
20  Einzelheiten vgl. Kap. 5.3. 
21  Vgl. Rüthers Rn. 219; Trenczek/Tammen/Behlert I-1.1.3, S. 39. 
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Innerhalb der Rechtsordnung gibt es verschiedene Arten von Rechtsnor-
men. Sie unterscheiden sich z. B. danach, von wem sie erlassen wurden oder 
nach dem G rad ihrer Verbindlichkeit. Generell unte rscheidet man zwi-
schen Verfassung, Gesetz, Rechtsver ordnung, Satzung und internationalen  
Rechtsnormen. Zwischen den verschiedenen Rechtsnormen besteht eine 
Rangordnung22. 

1.4.1  Verfassung 

 Eine Verfassung ist die von einem besonderen Gremiu m in einem 
besonderen Verfahren erlassene rechtliche Grundordnung eines 
Staates.  

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Verfassung das Grundgesetz  
(GG). Das Grundgesetz wu rde nach dem 2. Weltkrieg durch ein von den 
Alliierten einberufenes Gremium („Parlamentarischer Rat“) ausgearbeitet23. 
Das GG enth ält Bestimmungen über die  Staatsorganisation und über die 
Grundrechte der Bürgerinnen/Bürger24.  

1.4.2  Gesetz 

 Gesetze sind Rechtsnormen, die vom Bundestag oder einem Lan-
desparlament in einem vom Grundgeset z oder einer Landesverfas-
sung festgeschriebenen, förmlichen Verfahren erlassen wurden.  

Das Gesetzgebungsverfahren ist für Bundesges etze in den Art. 76 ff. GG 
geregelt25. Gesetze gelten als „Prototyp“ der Rechtsnorm26.  

                                                                                 

22  Vgl. Haase/Keller Rn. 73–77; Sodan/Ziekow § 4 Rn. 5–22. 
23  Zur Geschichte u. Entwicklung vgl. H aase/Keller, Rn. 857 ff.; Robbers Rn. 89 ff.; 

Schmidt, Staatsrecht, Rn. 7 ff. 
24  Vgl. Stein/Frank § 1 II. 
25  Zum Gesetzgebungsverfahren vgl. Sodan/Ziekow § 17 Rn. 23–38. 
26  Vgl. Trenczek/Tammen/Behlert I-1.1.3.2, S. 43. 
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1.4.3  Rechtsverordnung 

 Rechtsverordnungen sind Rechtsnormen, die von der Verwaltung 
(Regierung, Ministerium, Verwaltungsbehörden) erlassen werden.  

Genauso wie ein Gesetz sind sie allgemeinverbindlich. Sie sind jedoch nicht 
durch ein demokratisch legitimiertes Parlament im verfassungsrechtlic h 
vorgesehenen Gesetzgebungsverfahren zustande g ekommen. Daher benö-
tigt die Verw altung zu ih rer Legitimation stets eine Ermächtigung durch 
ein Gesetz, ehe sie eine Rechtsverordnung erlassen kann27. Das Bedürfnis 
für Rechtsverordnungen besteht in ihrer Entlastungsfunktion für den Ge-
setzgeber: Die Verwaltung steht den konkreten Lebenssachverhalten näher 
und muss die Gesetze direkt auf einzelne Fälle anwenden. Daher soll sie be-
rechtigt sein, Details eines Sachgebietes zu regeln, während das Parlament 
mit dem Gesetz den Rahmen vorgibt28. 

Beispiel:  
Im Sozialhilferecht ist in den §§ 53–60 SGB XII die Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen geregelt. Im G esetzestext heißt es lediglich, dass be-
hinderte Menschen Anspruch auf „Leistungen der Eingliederungshilfe“ ha-
ben, um ihnen zu einer gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Ge-
meinschaft zu verhelfen. Welche Leistungen dies sind, wird im Gesetz nicht 
gesagt. 
In § 60 SGB XII findet sich die Verordnungsermächtigung an die Bundes-
regierung über „Art und Um fang der Leistungen“. Durch das zus tändige 
Ministerium wurde eine entsprechende Rechtsverordnung („Eingliede-
rungshilfeverordnung“) erlassen, in der genau aufgelistet ist, welche konkre-
ten Leistungen der Eingliederungshilfe es gi bt (z. B. Plätze im betre uten 
Wohnen, Beihilfen für behindertengerechte PKW, besondere Ausbildungs-
plätze usw.) und welches die einzelnen Leistungsvoraussetzungen sind.  

                                                                                 

27  Vgl. Art 80 Abs. 1 GG. 
28  Vgl. Sodan/Ziekow § 17 Rn. 43/44; Schmidt, Staatsrecht, Rn. 131–133. 
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1.4.4  Satzung 

 Satzungen sind Rechtsnor men von Selbstverwaltungsorganisatio-
nen, d. h. von juristischen Personen mit Selbstverwaltungsbefug-
nissen29 zur Regelung ihrer eigenen Angelegenheiten.  

Sie sind in ihrer Geltungskr aft gegenüber Gesetzen und Rechtsverordnun-
gen eingeschränkt, denn Sa tzungen gelten nur gegenüber den Mitgliedern 
der juristischen Person. Mit einer Satzung können nur die eigenen Angele-
genheiten geregelt werden, d. h. nur diejenigen Angelegenheiten, für die der 
Selbstverwaltungsorganisation per Ge setz Satzungsautonomie zugewiesen 
wurde. 

Beispiele:  
Ein eingetragener Verein (e. V.) ist berechtigt, eine Vereinssatzung zu erlas-
sen. Diese besitzt Geltungskraft nur gegenüber den Vereinsmitgliedern. Eine 
Gemeindesatzung gilt nur für den räumlichen Bereich des Gemeindegebie-
tes und nur für die Einwohner der Gemeinde. Eine Hochschule kann mit ei-
ner Satzung z. B. die Tät igkeit von Hochschulgremien oder die Hochschul-
prüfungen regeln. Solche Regelungen sind verbindlich lediglich für die Mit-
glieder der Hochschule. Eine gesetzli che Kranken- oder Pflegeka sse kann 
mit einer Satzung z. B. Zusatzleistungen für ihre Mitglieder festlegen. 

1.4.5  Internationale Rechtsnormen 

International existieren w eitere Arten von Rechtsnormen, die für die 
Rechtsordnung Deutschlands von Be deutung sind, nämlich die Bestim-
mungen des Völkerrechts und des Rechts der Europäischen Union (EU-
Recht).  

Völkerrecht  
Das Völkerrecht umfasst insbesondere die völkerrechtlichen Verträge zwi-
schen zwei („bilateral“) oder einer Vielzahl von Staaten („multilateral“), z. B. 
die Europäische Menschen rechtskonvention (EMRK), die Genfer F lücht-
lingskonvention (GFK), die Konvention über die Rechte Behinderter (BRK), 
das Haager Kinderschutzüb ereinkommen oder interna tionale Sozialversi-
cherungsabkommen. Völkerrechtliche Verträge, die die Bundesrepublik 
Deutschland als Vertragspartei abgeschlossen ha t, werden über Art. 59 

                                                                                 

29  Vgl. Kap. 3.4; vgl. auch Detterbeck Rn. 94–99; Schmidt, Staatsrecht, Rn. 135–138; So-
dan/Ziekow § 63 Rn. 3. 
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Abs. 2 GG in nationales Recht transformiert. Sie haben dann innerhalb der 
Rechtsordnung den Status eines Bundesgesetzes30. Völkerrechtssubjekt, 
d. h. derjenige, an den sich die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag  rich-
ten, ist typischerweise nicht der einzelne Mensch, s ondern der Staat. So 
müssen z. B. die Sozialleistungsbehörden die Ar tikel der BRK bei der An-
wendung der SGB-Vorschriften für behinderte Menschen beachten. Rechte 
aus völkerrechtlichen Verträgen sind (unter Beachtung der übrigen, natio-
nalen Rechtsordnung) grundsätzlich vo r den Behörden oder Gerichten des 
eigenen Heimatstaates geltend zu machen. Eine Ausnahme hi erzu ist der  
Europäische Gerichtshof für Menschen rechte, als ein internationale s Gre-
mium, an das sich der einzelne zur Ge ltendmachung seiner Rechte aus der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) wenden kann31. 

EU-Recht 
Das EU-Recht unterscheidet sich von dem Völkerrec ht dadurch, dass die 
EU eigene Hoheitsrechte in ihren Mitgliedsstaaten hat32. Das heißt, mit 
Gründung der EU wurde eine Organisat ion geschaffen, die selbst Staats-
gewalt33 in den Mitgliedsstaaten ausüben kann. Die EU-Gründungsverträge 
(„primäres Gemeinschaftsrecht“) bestimmen die Verfassung, d.  h. die 
Grundordnung der EU. Die  mittels der Gründungsverträge errichteten Or-
gane der EU  (z. B. Parlament, Kommission) sind befugt, in zahlreichen 
Rechtsbereichen Verordnungen und Richtlinien zu erlassen („sekundäres 
Gemeinschaftsrecht“). Das EU-Recht geht dem nationalen Recht vor,  bzw. 
es besteht die Verpflichtung, EU-Recht in das nationale Recht zu integrie-
ren34. Bedeutsam ist das EU-Recht in vielen Bereichen der Sozialen Arbeit, 
vgl. z. B. das Freizügigkeitsrecht für Arbei tnehmer, die Bestimmungen über 
die Anerkennung von Schul- und Hoc hschulabschlüssen, das Gl eichstel-
lungs- und Antidiskriminierungsrecht oder das Recht der Beihilfen35. 
  

                                                                                 

30  Vgl. Trenczek/Tammen/Behlert I-1.1.5.2, S. 64–68. 
31  Vgl. Kap. 12.1.1 u. 12.3.2. 
32  Vgl. Stein/Frank § 5 III.1. 
33  Zum Begriff vgl. Kap. 2.1. 
34  Vgl. Stein/Frank § 5 III.2; Schmidt, Verwaltungsrecht, Rn. 187, zur EU a llgemein: 

Rn. 165 ff. 
35  Vgl. Trenczek/Tammen/Behlert I-1.1.5.1, S. 61. 
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